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Aufgrund der 88 1 bis 5a, 11 des Hessischen Gesetzes Uber kommunale Abgaben (KAG)
vom 17.03.1970 (GVBI. | S. 225), zuletzt geandert durch Gesetz vom 31.01.2005 (GVBI. |
S. 54), in Verbindung mit § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt geandert durch Gesetz vom
17.10.2005 (GVBIl. | S. 674, 686), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde
.............................................. in der Sitzung am ................eeeeeenneeenennnn. folgende

STRASSENBEITRAGSSATZUNG
[StrBS]

beschlossen:

81 Erheben von Beitrdgen
Zur Deckung des Aufwands fir den Um- oder Ausbau von 6ffentlichen StraRen, Wegen und

Platzen - nachfolgend Verkehrsanlagen genannt - erhebt die Gemeinde Beitrage nach Malf3-
gabe des § 11 KAG in Verbindung mit den Bestimmungen dieser Satzung.

§ 2 Beitragsfahiger Aufwand

(1) Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsachlichen Kosten grundsétzlich fur die
gesamte Verkehrsanlage ermittelt.

(2) Der Gemeindevorstand kann abweichend von Abs. 1 bestimmen, dass der beitragsfa-
hige Aufwand fir Abschnitte einer Verkehrsanlage ermittelt wird.

8 3 Anteil der Gemeinde

(1) Die Gemeinde tragt 25 % des beitragsfahigen Aufwands, wenn die Verkehrsanlage
Uberwiegend dem Anliegerverkehr, 50 %, wenn sie Uberwiegend dem innerdrtlichen
und 75 %, wenn sie Uberwiegend dem Uberoértlichen Durchgangsverkehr dient.

(2) Unterscheiden sich Teile einer Verkehrsanlage in ihrer Verkehrsbedeutung, gelten die
Regelungen in Abs. 1 flr diese einzelnen Teileinrichtungen jeweils entsprechend.

84 Kostenspaltung

Der Gemeindevorstand kann bestimmen, dass der Stral3enbeitrag fur einzelne Teile, ndmlich
Grunderwerb, Freilegung, Fahrbahn, Radwege, Gehwege, Parkflachen, Grinanlagen, Be-
leuchtungs- oder Entwasserungseinrichtungen selbstandig erhoben wird.
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8§85 Entstehen der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Fertigstellung der beitragsfahigen Malinahme. Der
Gemeindevorstand stellt den Zeitpunkt der Fertigstellung fest und macht diese Fest-
stellung 6ffentlich bekannt.

(2) Sind Abschnitte oder Teile nutzbar, entsteht die Beitragspflicht mit der Bekanntma-
chung des Beschlusses des Gemeindevorstands tber die Abschnittsbildung bzw. Kos-
tenspaltung, der den Zeitpunkt der Fertigstellung der Abschnitte oder Teile feststellt
und die Abrechnung anordnet.

86 Verteilung

Der umlagefahige Aufwand wird auf die erschlossenen Grundstiicke nach deren Flachen
verteilt. Soweit eine unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung zuléssig ist, wird die
Verteilung nach der Veranlagungsflaiche vorgenommen. Die Veranlagungsflache ergibt sich
durch Vervielfachen der Grundstiicksflache (8§ 7) mit dem Nutzungsfaktor (88 8 bis 11). Wer-
den auch AuRenbereichsgrundstiicke erschlossen, richtet sich die Verteilung ebenfalls nach
der Veranlagungsflache, wobei der Nutzungsfaktor der AuRenbereichsgrundstiicke nach
deren tats&chlicher Nutzung bestimmt wird.

87 Grundstiucksflache

Als Grundstiicksflache im Sinne des § 6 gilt grundséatzlich die Flache des Grundbuchgrund-
stucks.

8§ 8 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebau-
ungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrens-
stand des 8 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht, ist dieser mal3gebend. Werden die Fest-
setzungen des Bebauungsplans Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene
Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehthe oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) beidreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) beiviergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss
erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(2) Ist nur die zulassige Gebaudehohe (Traufhthe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollge-
schosse die héchst zuldssige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch
auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieteni. S. v. § 11
BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehthe, sondern nur eine Bau-
massenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.



(4)

(®)

(6)

(7)

Bei Grundstiicken, fiur die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflachen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder ande-
rer Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt
werden konnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige
Bebauung im Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freib&der, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen,
gestattet, gilt 0,5,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5
e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,
f) Dauerklein-, Schreber- oder Freizeitgarten festsetzt, gilt 0,25,

g) Kirchengebaude oder ahnliche Gebaude mit religiéser Zweckbestimmung festsetzt,
gilt 1,25

als Nutzungsfaktor, womit auch die Nutzungsart bertcksichtigt ist.

Sind fur ein Grundstlick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehohen (Trauf-
hoéhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor unter Beachtung
dieser unterschiedlichen Werte zu ermitteln.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen uber die Anzahl der Vollgeschosse
oder der Gebaudehdhe (Traufhthe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der
Nutzungsfaktor ermitteln lasst, gelten die Vorschriften fur den unbeplanten Innenbe-
reich nach § 10 entsprechend.

In Gewerbe-, Industrie- und Kerngebieten sowie in Sondergebieten nach § 11 BauNVO
werden die ermittelten Veranlagungsflachen um ...... v. H. erhéht, wenn im Abrech-
nungsgebiet auch Grundstiicke mit anderer zulassiger Nutzungsart erschlossen wer-
den.

8 9 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 2 und 4
BauGB, gelten die Regelungen des 8§ 8 fir die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend;
ansonsten sind die Vorschriften des § 10 anzuwenden.

§ 10 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1)

()

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die
Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer unmittelbaren Umge-
bung vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tat-
sachliche Gebaudehothe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5, flr insgesamt gewerblich oder
industriell genutzte Grundstticke; durch 2,2 fur alle in anderer Weise baulich genutzte
Grundstucke. Bruchzahlen werden hierbei kaufméannisch auf volle Zahlen auf- oder ab-
gerundet.



®3)
(4)

(5)

(6)

§11

(1)

Die in 8 8 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.

Bei Grundstiicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Gro3e unterge-
ordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhéaltnis zur gewerblichen Nut-
zung untergeordneten Bebauung genutzt werden diirfen, gilt 1,0,

c) als Friedhofe, Freib&der, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen,
gilt 0,5,

d) wegen ihrer Grol3e nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in &hnlicher Weise
genutzt werden kénnen, gilt 0,5,

e) nur als Dauerklein-, Schreber- oder Freizeitgarten genutzt werden koénnen,
gilt 0,25,

f)  mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religidser Zweckbestimmung
bebaut sind, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor, womit auch die Nutzungsart berticksichtigt ist.

In Gebieten, die aufgrund der vorhandenen im Wesentlichen gleichartigen Bebauung
oder sonstigen Nutzung als Kerngebiete mit einer nach § 7 Abs. 2, als Gewerbegebiete
mit einer nach § 8 Abs. 2, als Industriegebiete mit einer nach 8 9 Abs. 2 BauNVO zu-
lassigen Nutzung oder als Sondergebiete i. S. d. 8§ 11 BauNVO anzusehen sind, wer-
den die Veranlagungsflachen um ...... v. H. erhdht, wenn im Abrechnungsgebiet auch
Grundstucke mit anderer Nutzungsart erschlossen werden.

In anderen als Gewerbe-, Industrie-, Kern- und Sondergebieten i. S. v. Abs. 5 sowie in
Gebieten mit diffuser Nutzung gilt die in Abs. 5 vorgesehene Erhéhung fir Grundsti-
cke, die ausschlie3lich oder tberwiegend gewerblich, industriell oder so genutzt wer-
den, wie dies in Kerngebieten oder Sondergebieten nach § 11 BauNVO zulassig ist.

Nutzungsfaktor im Auf3enbereich

Bei im AulRenbereich gelegenen Grundstlicken bestimmt sich der Nutzungsfaktor nach
folgenden Zahlen:

Landwirtschaft (Acker, Wiesen und Ahnliches) 0,01

Weidewirtschaft, Fischzucht, Imkerei, Baum-
schulen, Anlagen zur Tierhaltung (z. B. Huhner-
farm, Mast- oder Zuchtbetriebe) und Grund-

stiicke, die der Erholung dienen 0,06
Forstwirtschaft 0,006
Obst- und Weinbau 0,03
Gartenbau, Dauerklein-, Schreber-

und Freizeitgarten, Kleintierzuchtanlagen 0,25
Garten- und Parkanlagen 0,25

Freibader, Sport-, Spiel-, Grill- und Camping-
platze, Biergarten und Ahnliches 0,5



)

§12

(1)

)

®3)

§13

(1)

()

Ubungsplatze (z. B. Reitanlagen, Hundedressur-

platz, SchieRanlage, Kfz-Ubungsgelande etc.) 0,5
Zoologische Garten (Tierparks) und botanische

Garten 0,5
Spiel- und Vergnigungsparks 2,0
gewerbliche Nutzung (z. B. Abbau von Boden-

schatzen, Kies- und Bodenabbau) 1,0
Ausflugsziele (z. B. Burgruinen, Kultur- und

Naturdenkmadler, Ausgrabungsstétten) 0,25
Friedhofe 0,5

Sind AufBenbereichsgrundstiicke teilweise bebaut, bestimmt sich der Nutzungsfaktor
fur den bebauten Teil des Grundstiicks nach der Grundstiicksflache in Verbindung mit
den tatsachlich vorhandenen Vollgeschossen, wobei entsprechend § 8 Abs. 1 bis 4 der
Nutzungsfaktor bestimmt wird. Fur die Restflache (Grundsticksflache abziglich der
Gebaudeflache) gelten die Vorgaben des Abs. 1.

Nutzungsfaktor in Sonderféllen

Liegt ein Grundstiick zum Teil im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder einer
Satzung geméaR 8§ 34 Abs. 4 BauGB, zum Teil im unbeplanten Innenbereich, so be-
stimmt sich die Veranlagungsflache fir den beplanten Bereich nach § 8, fiir den Be-
reich einer Satzung gemaf 8§ 34 Abs. 4 BauGB nach § 9 und fir den unbeplanten In-
nenbereich nach § 10.

Liegt ein Grundstick teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder im Be-
reich einer Satzung gemalR § 34 Abs. 4 BauGB, teilweise im Aulenbereich, so be-
stimmt sich die Veranlagungsflache fir den beplanten Bereich nach § 8, fiir den Be-
reich einer Satzung gemaR § 34 Abs. 4 BauGB nach § 9 und fir den AufR3enbereich
nach § 11.

Liegt ein Grundstiick teilweise im unbeplanten Innenbereich - der bei einer Tiefe von
...... m endet -, teilweise im Aul3enbereich, so bestimmt sich die Veranlagungsflache fir
den unbeplanten Innenbereich nach § 10 und fur den AuBenbereich nach § 11.

Mehrfach erschlossene Grundstiicke

Zur sachgerechten Abgeltung des Vorteils bei Grundstiicken, die durch mehrere
gleichartige Verkehrsanlagen erschlossen werden, sind die nach den vorstehenden
Regelungen ermittelten Berechnungsflachen fir jede Verkehrsanlage nur mit zwei Drit-
teln zugrunde zu legen. Dies gilt nur, wenn mindestens zwei Verkehrsanlagen voll in
der Baulast der Gemeinde stehen.

Die Vergunstigungsregelungen gelten nicht in Gewerbe-, Industrie-, Kern- und Sonder-
gebieten i. S. d. § 11 BauNVO sowie fur Grundstiicke in unbeplanten Gebieten, die
Uberwiegend gewerblich, industriell oder so genutzt werden, wie dies in Kern- bzw.
Sondergebieten nach 8 11 BauNVO zul&ssig ist.



§ 14 Vorausleistungen

Ab Beginn des Jahres, in dem mit der Baumaflihahme begonnen wird, kann die Gemeinde
Vorausleistungen bis zur Héhe des voraussichtlichen Beitrags verlangen.

§ 15 Abl6ésung
Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag im Ganzen abgeldst werden. Der Ablo-

sungsbetrag bestimmt sich nach der Héhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. Ein
Rechtsanspruch auf Abldsung besteht nicht.

§ 16 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

§ 17 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentiimer des
Grundstiicks ist. Wenn das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet ist, tritt der
Erbbauberechtigte an die Stelle des Eigentimers.

(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentiimer
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

8 18 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am ..........cccccceeeernnee in Kraft. Gleichzeitig tritt damit die bisherige Satzung
VOM .o aulBer Kraft.

Der Gemeindevorstand

[ Siegel ]



ED 12

Erlduterungen zur

StralRenbeitragssatzung - Str.BS 02/2006 -

Nachdem mit "Sonder-Eildienst" Nr. 3 vom 15.03.2005 bereits die Entwasserungssatzung
bzw. mit "Sonder-Eildienst” Nr. 6 vom 18.05.2005 die Wasserversorgungssatzung im
Beitragsteil auf den so genannten Vollgeschossmaf3stab umgestellt worden sind, ist das
Satzungsmuster betreffend das Erheben von StralRenbeitrédgen an diese Verteilungsregelung
angepasst worden.

Nach wie vor ist der bisher verwandte Mal3stab der Geschossflache in den friiheren
Satzungsmustern nicht zu beanstanden. Zur Vereinheitlichung der Satzungsmuster haben
wir uns jedoch dazu entschieden, den Vollgeschossmalistab auch im Bereich der
Stral3enbeitragssatzung als Verteilungsregelung einzufihren.

Zu den wichtigsten Anderungen der StraRenbeitragssatzung werden folgende
Erlauterungen gegeben:

8§ 6 Verteilung

An die Stelle der zuldssigen Geschossflache ist die Veranlagungsflache getreten. Sie ergibt
sich aus der Vervielfachung der Grundstiicksflache mit dem Nutzungsfaktor (8§88 8 bis 11).
Ansonsten bleibt es bei der bisherigen Regelung, dass nur im Falle einer unterschiedlichen
baulichen oder sonstigen Nutzung anstelle des einfachen Grundflachenmalistabs die
Veranlagungsflache tritt.

88 8 bis 11 Nutzungsfaktoren

Die Nutzungsfaktoren sind im Wesentlichen mit denjenigen der Entwasserungs- bzw.
Wasserversorgungssatzung identisch.

Die Besonderheiten des StraBenbeitragsrechts sind in den Verteilungsregelungen
bertcksichtigt worden. Bei den Dauerklein- und Schrebergéarten ist aufgrund der praktischen
Erfahrungen noch der Begriff des "Freizeitgartens" in die Verteilungsregelung einbezogen
worden.

Bei den Nutzungsfaktoren im AuRenbereich sind die bisherigen Vorschlage fur die
Geschossflachenzahlen in Nutzungsfaktoren umgerechnet worden, wobei die Verhaltnisse
zwischen den einzelnen Gebieten (beplante Innenbereiche, unbeplante Innenbereiche und
Aul3enbereiche) nicht wesentlich verandert worden sind.

Die Regelungen fir Friedhdfe sind fir alle drei Gebietsarten aus Griinden der
Gleichbehandlung identisch. Gleiches gilt fiir Freibader bzw. Sportplatze und Ahnliches.
§ 12 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

Auch in diesem Paragrafen ist lediglich eine Anpassung an den neuen Verteilungsmal3stab
der Veranlagungsflache vorgenommen worden.

[Stichworte: Anderung StralRenbeitragssatzung - StrBS 02/2006 -]

Dezernat 1 - R6/Wq/Sy/Rau Nr. 2 —-ED 12 vom 01.03.2006




Aufgrund des 8§ 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Gesetz vom 21.06.2005 (BGBI. |
S. 1818), in Verbindung mit 8 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom
17.10.2005 (GVBIl. I S. 674, 686), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde
.................................................................. in der Sitzung am ..............cceeeu........... fOlgende

ERSCHLIESSUNGSBEITRAGSSATZUNG
[EBS]

beschlossen:

81 Erheben von Beitragen

Zur Deckung des Aufwands fur ErschlieBungsanlagen erhebt die Gemeinde Beitrdge nach
MalRgabe der 88 127 ff. BauGB in Verbindung mit den Bestimmungen dieser Satzung.

8§ 2 Umfang des Aufwands

Beitragsfahig ist der Aufwand fir die in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschliel3ungs-
anlagen in folgendem Umfang:

1. Fur offentliche zum Anbau bestimmte Stral3en, Wege und Platze in:

a) Wochenendhaus- und

Kleingartengebieten bis zu einer Breite von 7m,
b) Kleinsiedlungsgebieten " 10 m,
¢) Wohngebieten, Ferienhaus-,

Campingplatz-, Dorf- und

Mischgebieten " 20 m,
d) Kern-, Gewerbe-, Industrie-
und sonstigen Sondergebieten " 25 m,
2. far Ful3- und Wohnwege " 6 m,
(8 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
3. fur SammelstralRen " 25 m,

(§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB)

4. fur unselbstandige Park-
flachen und Grinanlagen
jeweils

n

6 m,

5. fur Parkflachen und Grunanlagen (8§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) jeweils bis zu
15 % aller im Abrechnungsgebiet liegenden Grundstlcksflachen.
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Werden durch ErschlieRungsanlagen Gebiete mit unterschiedlicher Ausnutzbarkeit erschlos-
sen, gilt die grof3te Breite.

Enden ErschlieBungsanlagen mit einem Wendehammer, vergrof3ern sich die angegebenen
Male fiur den Bereich des Wendehammers auf das Anderthalbfache, mindestens aber um
10 m; Gleiches gilt fur den Bereich der Einmindung in andere bzw. Kreuzung mit anderen
ErschlieBungsanlagen.

8§ 3 Beitragsfahiger Aufwand

(1) Der beitragsfahige Aufwand wird nach tatsachlichen Kosten grundsatzlich fur jede Er-
schlieBungsanlage gesondert ermittelt.

(2) Der Gemeindevorstand kann abweichend von Abs. 1 bestimmen, dass der beitragsfa-
hige Aufwand fur Abschnitte einer ErschlieBungsanlage oder flr mehrere Anlagen, die
fur die ErschlieBung der Grundstiicke eine Einheit bilden (ErschlieBungseinheit), ins-
gesamt ermittelt wird.

84 Anteil der Gemeinde

Die Gemeinde tragt 10 v. H. des beitragsfahigen Aufwands.

8§85 Verteilung

Der beitragsfahige Aufwand wird nach Abzug des Anteils der Gemeinde auf die erschlosse-
nen Grundsticke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flachen verteilt. Soweit eine unterschied-
liche bauliche oder sonstige Nutzung zulassig ist, wird die Verteilung nach der Veranla-
gungsflache vorgenommen. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstucksflache (8§ 6) mit dem Nutzungsfaktor (88 7 bis 9).

86 Grundstlucksflache

(1) Als Grundstucksflache im Sinne des 8 5 gilt grundsétzlich die Flache des Grundbuch-
grundstuicks.

(2) Im AuBenbereich gelegene Grundstiicksteile bleiben unbericksichtigt; gehen Grund-
stiicke vom unbeplanten Innenbereich in den Aul3enbereich Uber, wird die Flache zwi-
schen der gemeinsamen Grenze der Grundstiicke mit der ErschlieBungsanlage und
einer im Abstand von ... m dazu verlaufenden Linie bertcksichtigt. Grenzen Grundsti-
cke nicht unmittelbar an die ErschlielBungsanlage an oder sind sie nur mit einem dem
Grundstick dienenden Weg mit dieser verbunden, so wird die Flache zwischen der
Grundsttuicksgrenze, die der ErschlieBungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand
von ... m dazu verlaufenden Linie zugrunde gelegt; Grundstiicksteile, die sich lediglich
als wegemaRige Verbindung zwischen Grundstick und ErschlieBungsanlage darstel-
len, bleiben bei der Bestimmung der Grundstickstiefe unbertcksichtigt, wenn sie an
der breitesten Stelle 15 m nicht Gberschreiten.



®3)

§7

1)

)

®3)

(4)

(5)

Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige (erschlieBungsbeitragsrechtlich
relevante) Nutzung des Grundstiicks die in Abs. 2 genannten Abstande, ist zusatzlich
die Tiefe der Ubergreifenden Nutzung zu berticksichtigen, was auch dann gilt, wenn die
Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung von
... m beginnt.

Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebau-
ungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrens-
stand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht, ist dieser mafl3gebend. Werden die Fest-
setzungen des Bebauungsplans Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene
Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) beidreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) beiviergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss
erhdht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

Ist nur die zulassige Gebaudehthe (Traufhohe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollge-
schosse die hochst zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch
auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieteni. S. v. § 11
BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehéhe, sondern nur eine Bau-
massenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufméannisch
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

Bei Grundstiicken, fir die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflichen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder ande-
rer Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt
werden kénnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige
Bebauung im Verhdltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

¢) nur Friedhofe, Freibdder, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen,
gestattet, gilt 0,5,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5
e) Dauerklein-, Schreber- oder Freizeitgarten festsetzt, gilt 0,25,

f) Kirchengebaude oder dhnliche Gebaude mit religidser Zweckbestimmung festsetzt,
gilt 1,25

als Nutzungsfaktor, womit auch die Nutzungsart bertcksichtigt ist.
Sind fUr ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehdhen (Trauf-

héhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor unter Beachtung
dieser unterschiedlichen Werte zu ermitteln.



(6)

()

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen uber die Anzahl der Vollgeschosse
oder der Gebaudehdhe (Traufhthe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der
Nutzungsfaktor ermitteln lasst, gelten die Vorschriften fir den unbeplanten Innenbe-
reich nach § 9 entsprechend.

In Gewerbe-, Industrie- und Kerngebieten sowie in Sondergebieten nach § 11 BauNVO
werden die ermittelten Veranlagungsflachen um ...... v. H. erhéht, wenn im Abrech-
nungsgebiet auch Grundstiicke mit anderer zulassiger Nutzungsart erschlossen wer-
den.

8§88 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach 8§ 9 Abs. 1, 2 und 4
BauGB, gelten die Regelungen des 8 7 fur die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend;
ansonsten sind die Vorschriften des 8 9 anzuwenden.

89 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1)

()

®3)
(4)

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die
Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die Héchstzahl der in ihrer unmittelbaren Umge-
bung vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tat-
sachliche Gebaudehohe (Traufhthe), geteilt durch 3,5, flr insgesamt gewerblich oder
industriell genutzte Grundstticke; durch 2,2 fur alle in anderer Weise baulich genutzte
Grundstuicke. Bruchzahlen werden hierbei kaufménnisch auf volle Zahlen auf- oder ab-
gerundet.

Die in 8 7 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.

Bei Grundstiicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Gréf3e unterge-
ordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen Nut-
zung untergeordneten Bebauung genutzt werden diirfen, gilt 1,0,

c) als Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen,
gilt 0,5,

d) wegen ihrer Gréf3e nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in @hnlicher Weise
genutzt werden kénnen, gilt 0,5,

e) nur als Dauerklein-, Schreber- oder Freizeitgarten genutzt werden kdnnen,
gilt 0,25,

f)  mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religioser Zweckbestimmung
bebaut sind, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor, womit auch die Nutzungsart bertcksichtigt ist.



©®)

(6)

§10

1)

(2)

®3)

§11

In Gebieten, die aufgrund der vorhandenen im Wesentlichen gleichartigen Bebauung
oder sonstigen Nutzung als Kerngebiete mit einer nach § 7 Abs. 2, als Gewerbegebiete
mit einer nach 8§ 8 Abs. 2, als Industriegebiete mit einer nach § 9 Abs. 2 BauNVO zu-
lassigen Nutzung oder als Sondergebiete i. S. d. 8§ 11 BauNVO anzusehen sind, wer-
den die Veranlagungsflachen um ...... v. H. erhéht, wenn im Abrechnungsgebiet auch
Grundstiicke mit anderer Nutzungsart erschlossen werden.

In anderen als Gewerbe-, Industrie-, Kern- und Sondergebieten i. S. v. Abs. 5 sowie in
Gebieten mit diffuser Nutzung gilt die in Abs. 5 vorgesehene Erhdhung fur Grundstu-
cke, die ausschlie3lich oder tberwiegend gewerblich, industriell oder so genutzt wer-
den, wie dies in Kerngebieten oder Sondergebieten nach § 11 BauNVO zulassig ist.

Mehrfach erschlossene Grundstlicke

Bei durch mehrere gleichartige ErschlieBungsanlagen erschlossenen Grundstiicken
werden die nach den vorstehenden Regelungen ermittelten Berechnungsflachen fir
jede ErschlieBungsanlage nur mit zwei Dritteln zugrunde gelegt.

Dies gilt nur, wenn mindestens zwei ErschlieBungsanlagen voll in der Baulast der Ge-
meinde stehen und

a) fir eine der ErschlieRungsanlagen bereits vor In-Kraft-Treten dieser Satzung Bei-
trage fr die erstmalige Herstellung entrichtet worden sind oder

b) eine ErschlieRungsbeitragspflicht entstanden ist und noch geltend gemacht werden
kann oder

¢) nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung erstmals hergestellt werden.

Die Vergunstigungsregelungen gelten nicht in Gewerbe-, Industrie-, Kern- und Sonder-
gebieten i. S. d. § 11 BauNVO sowie fur Grundstiicke in unbeplanten Gebieten, die
Uberwiegend gewerblich, industriell oder so genutzt werden, wie dies in Kern- bzw.
Sondergebieten nach § 11 BauNVO zulassig ist.

Mehrfach erschlossene Grundstiicke sind bei gemeinsamer Aufwandsermittlung in

einer ErschlieBungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei der Verteilung des Er-
schlieBungsaufwands nur einmal zu bertcksichtigen.

Kostenspaltung

Der Gemeindevorstand kann bestimmen, dass der Beitrag fur einzelne Teile, namlich
Grunderwerb, Freilegung, Fahrbahn, Radwege, Gehwege, Parkflachen, Griinanlagen, Be-
leuchtungs- oder Entwasserungseinrichtungen selbstandig erhoben wird.

§12

(1)

Merkmale der endgultigen Herstellung

ErschlieBungsanlagen i. S. d. § 127 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BauGB sind endgliltig herge-
stellt, wenn ihre Flachen Eigentum der Gemeinde sind, Fahrbahn und beidseitige
Gehwege mit jeweils Unterbau und Decke (diese kann aus Asphalt, Teer, Beton, Pflas-
ter, Platten oder einem &ahnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen), Entwas-



serungs- und Beleuchtungseinrichtungen aufweisen; bei Verkehrsanlagen i. S. d. § 127
Abs. 2 Nr. 2 BauGB tritt an die Stelle von Fahrbahn und beidseitigen Gehwegen die
nicht befahrbare Verkehrsflache.

(2) Parkflachen und Griinanlagen sind endgultig hergestellt, wenn ihre Flachen im Eigen-
tum der Gemeinde stehen und erstere i. S. d. Abs. 1 befestigt, mit Entwasserungs- und
Beleuchtungseinrichtungen versehen bzw. letztere gartnerisch gestaltet sind.

(3) Die Gemeinde kann durch Abweichungssatzung bestimmen, dass einzelne Teileinrich-
tungen ganz oder teilweise wegfallen bzw. die Herstellung abweichend von den Best-

immungen der Abs. 1 und 2 geringwertiger oder andersartig (z. B. verkehrsberuhigter
Bereich) vorgenommen wird.

§ 13 Immissionsschutzanlagen
Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen

schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden
durch erganzende Satzung geregelt.

§ 14 Vorausleistungen

Vorausleistungen kénnen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrags erhoben werden.

§ 15 Abldsung

Der Ablésungsbetrag bestimmt sich nach der Héhe des voraussichtlich entstehenden Bei-
trags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

816 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am .................... in Kraft. Gleichzeitig tritt damit die bisherige Satzung
VOM oo, aul3er Kraft.



ED 13

Erlduterungen zur

ErschlielBungsbeitragssatzung - EBS 02/2006 -

Nachdem mit "Sonder-Eildienst" Nr. 3 vom 15.03.2005 bereits die Entwasserungssatzung
bzw. mit "Sonder-Eildienst” Nr. 6 vom 18.05.2005 die Wasserversorgungssatzung im Bei-
tragsteil auf den so genannten Vollgeschossmal3stab umgestellt worden sind, ist das Sat-
zungsmuster betreffend das Erheben von ErschlieBungsbeitrdgen an diese Verteilungsrege-
lung angepasst worden.

Nach wie vor ist der bisher verwandte Mal3stab der Geschossflache in den friheren Sat-
zungsmustern nicht zu beanstanden. Zur Vereinheitlichung der Satzungsmuster haben wir
uns jedoch dazu entschieden, den Vollgeschossmal3stab auch im Bereich der Erschlie-
Rungsbeitragssatzung als Verteilungsregelung einzuftihren.

Zu den wichtigsten Anderungen der ErschlieBungsbeitragssatzung ist Folgendes anzu-
merken:

88 7 bis 9 Nutzungsfaktoren

Die bisherige Regelung der Ermittlung von zulédssigen Geschossflachen ist durch die Ermitt-
lung von Nutzungsfaktoren ersetzt worden. Dabei wurde der Besonderheit des Erschlie-
Bungsbeitragsrechts Rechnung getragen, dass eine Verteilungsregelung fur Auf3enbereichs-
grundsticke nach der bisherigen Rechtsprechung nicht notwendig ist, da solche AufRenbe-
reichsflachen grundsétzlich nicht zu ErschlieBungsbeitrdgen herangezogen werden kdnnen.

Ansonsten gelten die Ausfuhrungen fir das Satzungsmuster betreffend die Erhebung von
StralRenbeitrdgen entsprechend.

Auch im Recht der ErschlieBungsbeitrdge hat sich - bis auf die Verteilungsregelungen -
nichts Wesentliches an dem Satzungsmuster geandert.

[Stichworte: Anderung ErschlieRungsbeitragssatzung - EBS 02/2006 -]

Dezernat 1-R6/Wg/Sy/Rau Nr. 2 —ED 13 vom 01.03.2006

Schelzke
Geschaéaftsfihrender Direktor



	01 Deckblatt Sondereildienst eine Seite
	1 StrBS-2006
	2 ED 12 Erläuterungen zur Straßenbeitragssatzung
	3 EBS 2006
	4 ED 13 Erläuterungen zur Erschließungsbeitragssatzung

